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Bebauungsplan
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1. Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353)

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786),

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

• Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des

Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

• Landesbauordnung für  Baden-Württemberg (LBO)  vom 05.  März  2010  (GBl.  S.  357), zuletzt  geändert

durch Artikel 27 der Verordnung vom 21. Dezember 2021 (GBl. 2022 S. 1, 4)

• Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBI. S. 581), zuletzt

geändert durch das Gesetz vom 02. Dezember 2020 (GBl. S. 1095)

Auf Grundlage des § 9 BauGB sowie des § 9a BauGB in Verbindung mit der BauNVO und der LBO Baden-

Württemberg werden für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes nachfolgende planungsrechtliche Fest-

setzungen erlassen. 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen planungsrechtlichen Festsetzungen im Gel-

tungsbereich außer Kraft.

In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung vom 18.10.2022 wird folgendes festgesetzt:
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2. Planungsrechtliche Festsetzungen (§§ 1 bis 23 BauNVO + § 9 BauGB)

2.1 Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind im zeichnerischen Teil schwarz ge-

strichelt dargestellt.

2.2 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 bis 15 BauNVO)

2.2.1 Mischgebiet (MI) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO sowie § 6 BauNVO)

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht we-

sentlich stören.

allgemein zulässig ausnahmsweise
zulässig 

nicht zulässig

Wohngebäude

Geschäfts- und Bürogebäude 

Einzelhandelsbetriebe 

Schank- und Speisewirtschaften 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes

sonstige Gewerbebetriebe 

Anlagen für Verwaltungen

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke

Gartenbaubetriebe 

Tankstellen 

Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 
BauNVO in den Teilen des Gebiets, die überwiegend 
durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind

Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 
BauNVO außerhalb der Teile des Gebiets, die 
überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt 
sind
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2.2.2 Gewerbegebiet (GE) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO sowie § 8 BauNVO)

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben.

Für Gewerbegebiet 1 und Gewerbegebiet 3 (GE 1, GE 3) gilt:

allgemein zulässig ausnahmsweise
zulässig 

nicht zulässig

Gewerbebetriebe aller Art 

Lagerhäuser

Lagerplätze

öffentliche Betriebe

Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

Tankstellen 

Anlagen für sportliche Zwecke 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke 

Vergnügungsstätten

Schank- und Speisewirtschaften

Verkaufstätigkeit im Rahmen und im sachlichen 
Zusammenhang mit einem im Plangebiet 
angesiedelten Handwerks-, Produktions- oder 
Dienstleistungsbetrieb. Die Verkaufsfläche darf nicht 
großflächig sein und höchstens 25 % der 
Gesamtnutzfläche des Gewerbebetriebs betragen.

Selbständige Einzelhandelsbetriebe
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Für die sonstigen Gewerbegebiete (GE 2, GE 4, GE 5, GE 6, GE 7, GE 8, GE 9, GE 10, GE 11) gilt:

allgemein zulässig ausnahmsweise
zulässig 

nicht zulässig

Gewerbebetriebe aller Art 

Lagerhäuser

Lagerplätze

öffentliche Betriebe

Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

Tankstellen 

Anlagen für sportliche Zwecke 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke 

Vergnügungsstätten

Schank- und Speisewirtschaften

Verkaufstätigkeit im Rahmen und im sachlichen 
Zusammenhang mit einem im Plangebiet 
angesiedelten Handwerks-, Produktions- oder 
Dienstleistungsbetrieb. Die Verkaufsfläche darf nicht 
großflächig sein und höchstens 25 % der 
Gesamtnutzfläche des Gewerbebetriebs betragen.

Selbständige Einzelhandelsbetriebe
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2.3 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

2.3.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 BauNVO)

Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH)

Für das Mischgebiet (MI) gilt:

• Die EFH entspricht der EFH des Bestandsgebäudes. Abweichungen um bis zu +/- 0,3 m sind zulässig.

Für die Gewerbegebiete (GE) wird keine Erdgeschossrohfußbodenhöhe festgesetzt. 

Gebäudehöhe (GHmax)

Für das Mischgebiet (MI) gilt:

Die maximale Gebäudehöhe (GH max) ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone festge-

setzt. Sie wird gemessen von der Erdgeschossrohfußbodenhöhe bis zu dem Punkt, an dem das Gebäudedach

am höchsten in Erscheinung tritt, d.h. bis zum First bzw. bei Flachdächern bis Oberkante Attika.

Für alle Gewerbegebiete (GE) gilt:

Die maximale Gebäudehöhe (GH max) ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone als abso-

lute Höhe in m ü.NHN festgesetzt. Sie wird gemessen an dem Punkt, an dem das Gebäudedach am höchsten

in Erscheinung tritt, d.h. bis zum First bzw. bei Flachdächern bis Oberkante Attika, und darf nicht überschrit-

ten werden.

Auf Flachdächern darf die Höhe von Solaranlagen die Gebäudehöhe um maximal 2,0 m überschreiten, diese

sind an allen Seiten um mindestens 2,50 m vom Dachrand abzurücken.

2.4 Grundflächenzahl (GRZ) / Grundfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 Abs. 2 Nr. 1, 17 und 
19 BauNVO)

Die Grundflächenzahl (GRZ) ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt.

2.5 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen und Stellung der baulichen 
Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO)

2.5.1 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO)

Offene Bauweise (o)

Entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone wird für das Mischgebiet MI eine offene Bauweise

festgesetzt. Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, die Gebäudelänge darf höchstens

50 m betragen.

Planungsrechtliche Festsetzungen 
Fassung vom 18.10.2022 Seite 5



Bebauungsplan
„Nordhalde II“
in Schopfloch

Abweichende Bauweise (a)

Entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone wird für die Gewerbegebiete eine abweichende

Bauweise festgesetzt. Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, die Gebäudelänge darf

mehr als 50 m betragen.

2.5.2 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen festgesetzt.

2.6 Flächen für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für die Nutzung von 
Grundstücken erforderlich sind (Spiel-, Freizeit- und Erholungsflächen sowie die Flächen für 
Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten) (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12 und 14 
BauNVO)

2.6.1 Flächen für Stellplätze, Garagen und Carports (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 BauNVO)

Garagen, Carports und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

Tiefgaragen und sonstige erdüberdeckte Räume sind außerdem auf den zusätzlich im zeichnerischen Teil

festgesetzten Flächen zulässig.

Stellplätze sind außerdem auf den zusätzlich im zeichnerischen Teil festgesetzten Flächen zulässig.

2.7 Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind einschließlich ihrer Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

2.7.1 Anbauverbot für bauliche Anlagen bis 20 m zum Fahrbahnrand der Bundesstraße

Im Anbauverbotsstreifen der Bundesstraße sind keine baulichen Anlagen zulässig. Nicht zulässig sind auch

Garagen, Carports und Nebenanlagen. Das Anbauverbot bezieht sich auch auf Werbeanlagen mit Ausrich-

tung zur Bundesstraße.

Neue Parkplatzanlagen, Fahrgassen oder Freiflächen ähnlicher Funktion in diesem Bereich müssen so ge-

staltet sein, dass sich von ihnen keine Blendwirkung o.ä. auf die Bundesstraße einstellen kann.

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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2.8 Von einer Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen und ihre Nutzung, die Flächen für besondere 
Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor solchen 
Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden 
baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

2.8.1 Flächen zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher 
Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen, einschließlich von 
Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche, wobei die Vorgaben 
des Immissionsschutzrechts unberührt bleiben (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 Var. 3 BauGB)

Die zum Bebauungsplan „Nordhalde“ einschließlich 1. und 2. Änderung erarbeitete Lärmprognose des Büro

für Schallschutz (Dr. Wilfried Jans, Ettenheim) zur Festsetzung von Lärmkontingenten dient als Grundlage

für die nachfolgenden Festsetzungen zulässiger Lärmkontingente im Gewerbegebiet für die Teilflächen GE 3

bis GE 6.

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen

Emissionskontingente (LEK) nach DIN 45691 weder tags (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 Uhr –

06:00 Uhr) überschreiten. Für die in der Lärmprognose ermittelten Emissionskontingente für die Teilflächen

GE 1 und GE 2 von 65 dB(A)/m² tags bzw. 50 dB(A)/m² nachts sind keine Festsetzungen zu treffen, da diese ei-

nem gängigen Emissionsverhalten von Gewerbebetrieben entsprechen.

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)/m²

Teilfläche LEK tags LEK nachts

Gewerbegebiet 1 (GE 1) Die ermittelten Werte für GE 1 und GE 2 (65dB(A)/m² tags bzw. 50dB(A)/m² nachts
entsprechen den Grenz- und Richtwerten der TA Lärm für Gewerbelärm. Es sind

keine Lärmgutachten zu den Bauanträgen vorzulegen.
Gewerbegebiet 2 (GE 2)

Gewerbegebiet 3 (GE 3) 63 47 Für Bauvorhaben innerhalb der
Gewerbegebiete 3, 4, 5 und 6 sind

Lärmgutachten zusammen mit dem
Baugenehmigungsverfahren vorzulegen,

sowie die Einhaltung der
Emmisionskontingente nachzuweisen.

Gewerbegebiet 4 (GE 4) 63 47

Gewerbegebiet 5 (GE 5) 63 47

Gewerbegebiet 6 (GE 6) 63 47

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. Bei der Prüfung sind die folgenden Im-
missionsorte der Lärmprognose des Büro für Schallschutz (Dr. Wilfried Jans, Ettenheim) zu berücksichtigen.

a) Flurstück Nr. 1926 e) Flurstück Nr. 999/5
b) Flurstück Nr. 1022/6 f) Flurstück Nr. 998/5
c) Flurstück Nr. 1022/4 g) Flurstück Nr. 996/3
d) Flurstück Nr. 995/9

Für die neu hinzugekommenen Teilflächen GE 7 bis GE 9 ist bei einer gewerblichen Ansiedlung im Zuge des

Baugenehmigungsverfahrens der schalltechnische Nachweis zu erbringen, dass die gebietsspezifischen Im-

missionsrichtwerte der TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 6 dB(A) unterschrit-

ten werden.

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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2.9 Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 13 BauGB)

Die zur Versorgung des Gebietes erforderlichen Einrichtungen (Kabelkästen u.ä.) sind vom Grundstücksei-

gentümer auf dem Grundstück zu dulden.

Freileitungen sind nicht zulässig.

2.10 Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und 
Versickerung von Niederschlagswasser, sowie für Ablagerungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) und 
Wasserflächen sowie die Flächen für die Wasserwirtschaft, für Hochwasserschutzanlagen und 
für die Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Die Entwässerung des Plangebietes hat im modifizierten Trennsystem zu erfolgen. 

Das auf dem Grundstück anfallende Oberflächenwasser von nicht verschmutzten Flächen (Dachfläche, PKW-

Stellplätze o.ä.) ist dem Regenwasserkanal zuzuführen. Vor Einleitung in diesen Kanal ist das Oberflächen-

wasser ggf. über geeignete Rückhalteinrichtungen im Abfluss zu puffern.

Der Ablauf darf den Abfluss vom natürlichen Gelände (Fläche ohne Versiegelung, Abflussbeiwert 0,1) nicht

übersteigen. Das bedeutet, die Abflusserhöhung, bedingt durch die Zunahme der Versiegelung ist zu puffern.

Als Bemessungsregen ist der Niederschlag mit einer Wiederkehrzeit von 5 Jahren anzusetzen.

Die Dimensionierung bzw. die Volumenermittlung hat auf der Basis des DWA-Arbeitsblattes 117 zu erfolgen.

Die Bemessung kann mittels des einfachen Verfahrens unter Anwendung der Gleichungen 2 und 3 erfolgen.

Der Zuschlagsfaktor fZ ist mit 1,20, der Abminderungsfaktor fA mit 1,00 zu wählen. Im Baugesuch sind die

Dimensionierung und die Anordnung der Einrichtungen für die Retention darzustellen.

Niederschlagswasser von sonstigen Flächen (private und öffentliche Verkehrsflächen, Umschlagsflächen)

sowie das häusliche und gewerbliche Schmutzwasser ist dem Schmutzwasserkanal zuzuführen.

2.11 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

2.11.1 Zur Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange wird folgendes festgesetzt:

Um schädliche Einwirkungen von Beleuchtungsanlagen auf Tiere, insbesondere Vögel und nachtaktive In-

sekten, zu minimieren, sind Beleuchtungsanlagen nach dem aktuellen Stand der Technik zu verwenden.

Dies umfasst insbesondere folgende Aspekte, die im Einzelfall sinngemäß anzuwenden sind:

a) Anstrahlung des zu beleuchtenden Objekts nur in notwendigem Umfang und Intensität,

b) Verwendung von Leuchtmitteln, die warmweißes Licht (bis max. 3000 Kelvin) mit möglichst geringen 
Blauanteilen ausstrahlen,

c) Verwendung von Leuchtmitteln mit keiner höheren Leuchtstärke als erforderlich,

d) Einsatz von Leuchten mit zeit- oder sensorengesteuerten Abschaltungsvorrichtungen 
oder Dimmfunktion,

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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e) Einbau von Vorrichtungen wie Abschirmungen, Bewegungsmeldern, Zeitschaltuhren,

f) Verwendung von Natriumdampflampen und warmweißen LED-Lampen statt 
Metallhalogen- und Quecksilberdampflampen,

g) Verwendung von Leuchtengehäusen, die kein Licht in oder über die Horizontale abstrahlen,

h) Anstrahlung der zu beleuchtenden Flächen grundsätzlich von oben nach unten,

i) Einsatz von UV-absorbierenden Leuchtenabdeckungen,

j) Staubdichte Konstruktion des Leuchtengehäuses, um das Eindringen von Insektenzu verhindern,

k) Oberflächentemperatur des Leuchtengehäuses max. 40° C, um einen Hitzetod anfliegender Insekten zu 
vermeiden (sofern leuchtenbedingte Erhitzung stattfindet).

Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen sind notwendige Gehölzrodungen ausschließlich außerhalb der
Vogelbrutzeit und der Aktivitätsphase von Fledermäusen, also nicht im Zeitraum vom 01. März bis 31. Okto-
ber sowie erst nach drei aufeinanderfolgenden Frostnächten zulässig.

Zur Aufrechterhaltung des Angebots an potenziellen Quartierstrukturen und zur Sicherung der ökologischen
Funktionalität sind als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme) zum Ausgleich für die verloren
gehenden Höhlen- und Spaltenstrukturen 2 Rundkästen (z.B. Fledermaushöhle „2FN“ von Schwegler oder
Fledermaushöhlen von Hasselfeldt) sowie zwei Fledermausflachkästen im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes an geeigneten Standorten in den öffentlichen oder privaten Grünflächen aufzuhängen.

Für den Verlust eines Brutplatzes des höhlenbrütenden Stars sind vor Rodung und Baubeginn drei Nisthöh-
len (z. B.: Starenhöhle „3S“ mit einem Fluglochdurchmesser von 45 mm der Firma Schwegler) im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes an geeigneten Standorten in den öffentlichen oder privaten Grünflächen auf-
zuhängen.

Für  den Verlust  von  weiteren  Baum-/Asthöhlen  sind  5  Nistkästen  mit  einem Fluglochdurchmesser  von
26 mm (z.B.: Nisthöhle „1B“ der Firma Schwegler) und weitere 4 Nistkästen mit einem Fluglochdurchmes-
ser von 32 mm (z.B.: Nisthöhle „1B“ der Firma Schwegler) im Plangebiet oder in der direkten Umgebung zu
verhängen. Passende Standorte ergeben sich z.B. im südwestlichen Streuobstbestand.

Ausgleichsmaßnahmen (CEF) für Vögel u. Fledermäuse in Form von Kästen und Quartieren sind durch eine
fachlich geeignete Person zu verorten und dokumentieren.

Für den Verlust eines Brutreviers der Feldlerche ist ein planexterner Ausgleich nachzuweisen.

Gem. § 9 Absatz1 Satz 1 LBO BW müssen die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstü-
cke als Grünflächen gärtnerisch angelegt werden, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Ver-
wendung benötigt werden. Auf eine insektenfreundliche Pflanzenverwendung ist Wert zu legen. Auf Grundla-
ge dessen und der ausdrücklichen Klarstellung des § 21 a Satz 2 BW NatSchG (eingeführt durch das Gesetz 
zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes vom 22. Juli 
2020) sind Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere zulässige Verwen-
dung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz1 LBO.

Die Gestaltung / Anlage von Schottergärten ist damit unzulässig.

Planungsrechtliche Festsetzungen 
Fassung vom 18.10.2022 Seite 9



Bebauungsplan
„Nordhalde II“
in Schopfloch

2.11.2 Zur Vermeidung, Minimierung und zum Schutz der Belange von Natur und Landschaft sind im 
zeichnerischen Teil folgende Festsetzungen getroffen:

Verkehrsgrünflächen öffentlich und privat

Diese sind  als  Rasen-,  Wiesen-  oder  Pflanzflächen anzulegen.  Die  Überbauung zur  Herstellung Grund-

stückszufahrten ist zulässig. Die Breite der einzelnen Zufahrten darf 8,0 m nicht überschreiten. Die zulässige

Gesamtzahl der Zufahrten darf insgesamt 16 nicht überschreiten.

Die Anlage von Stellplätzen ist nicht zulässig.

Grünflächen privat

Diese sind als parkartige Grünflächen mit Erholungsfunktion und entsprechender Ausstattung für Mitarbei-

ter gärtnerisch zu gestalten oder als extensive Wiesenflächen zu entwickeln oder mit standortgerechten hei-

mischen Bäumen oder Sträuchern zu bepflanzen.

Grünflächen öffentlich

Diese sind als extensive Wiesenflächen anzulegen. Eine ergänzende Bepflanzung mit hochstämmigen Obst-

bäumen ist auf Teilflächen eingetragen. Eine Beweidung mit Schafen ist zulässig.

Pflanzgebote für Bäume und Sträucher

(vgl. Kapitel 2.13)

Bodenschutz

Bekannte, vermutete, sowie gefundene Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Men-

schen, bedeutende Sachwerte oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlos-

sen werden können, sind der unteren Bodenschutzbehörde zu melden.

Oberbodenauftrag zur Aufwertung von Bodenfunktionen muss fachgerecht durchgeführt werden, ohne Be-

fahren des aufgetragenen Oberbodens und in einer maximalen Stärke von 20 cm. Dabei ist eine Verzahnung

mit dem Bestandsboden durch geeigneten Maschineneinsatz sicherzustellen. Die Maßnahme ist durch eine

bodenkundliche Baubegleitung sicherzustellen.

2.12 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit, eines Erschließungsträgers 
oder eines beschränkten Personenkreises belastete Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Zur  Sicherung  der  Ver-  und  Entsorgungsanlagen  werden  entsprechende  Flächen  für  Leitungsrechte  zu

Gunsten der Energieversorger ausgewiesen. Die Flächen sind grundbuchrechtlich zu sichern. Innerhalb der

mit Leitungsrecht bezeichneten Flächen ist eine Bebauung oder eine andere Nutzung nur nach Prüfung und

gegebenfalls Zustimmung des jeweils betroffenen Versorgungsträgers zulässig.
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2.13 Flächen mit Bindungen für die Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

2.13.1 Pflanzgebot großkronige Laubbäume (1)

Die im zeichnerischen Teil festgesetzten Baumpflanzungen sind gemäß Pflanzliste 1 herzustellen, dauerhaft

zu erhalten, zu pflegen und ggf. zu ersetzen. 

Für festgesetzte Baumstandorte im Straßenraum gilt: Der Standort kann in einem Abstand von 10 m von den

öffentlichen Straßen- und Gehwegen frei gewählt und an die örtlichen Gegebenheiten (Grünflächengestal-

tung, Leitungstrassen, Grundstückszufahrten u.ä.) angepasst werden.

2.13.2 Pflanzgebot hochstämmige Laubbäume im Bereich von PKW-Stellplätzen in Gewerbegebiet 9 (GE 9)

Für Gewerbegebiet 9 (GE 9) gilt: Je angefangene 15 PKW-Stellplätze ist ein hochstämmiger Laubbaum ge-

mäß Pflanzliste 1 im Bereich der Stellplatzflächen anzupflanzen.

2.13.3 Pflanzgebot hochstämmige Laubbäume im Bereich von Gewerbegebiet 4, 6, 7 und 8 
(GE 4, GE 6, GE 7, GE 8)

Für Gewerbegebiet 4, 6, 7 und 8 gilt zusätzlich zu den Pflanzgeboten im zeichnerischen Teil:

Je angefangene 1.000 m² Gewerbefläche ist ein hochstämmiger Laubbaum gemäß Pflanzliste 1 anzupflan-

zen. Der Standort kann frei gewählt werden. 

2.13.4 Pflanzgebot I – Wildhecken- und Sichtschutzpflanzung auf öffentlichen Grundstücksflächen

Die im zeichnerischen Teil festgesetzten Wildhecken- und Sichtschutzpflanzungen auf öffentlichen Grund-

stücksflächen sind als geschlossene Pflanzung freiwachsender standortgerechter Sträucher gemäß Pflanz-

liste 3 herzustellen, dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und ggf. zu ersetzen.

2.13.5 Pflanzgebot II – Wildhecken- und Sichtschutzpflanzung auf privaten Grundstücksflächen

Die im zeichnerischen Teil festgesetzten Wildhecken- und Sichtschutzpflanzungen auf privaten Grundstücks-

flächen sind als geschlossene Pflanzung freiwachsender standortgerechter Sträucher gemäß Pflanzliste 3

herzustellen, dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und ggf. zu ersetzen.

2.13.6 Pflanzgebote – ergänzende Festsetzung zur inneren Durchgrünung im Bereich von Gewerbegebiet 
3 bis 6 (GE 3, GE 4, GE 5, GE 6)

Entlang der Grundstücksgrenzen der Gewerbegrundstücke bzw. der gewerblichen Einheiten, an die andere

Gewerbegrundstücke angrenzen, ist ein mindestens 2,5 m breiter Streifen durchgängig mit Bäumen und

Sträuchern zu bepflanzen.

Stützmauern und Böschungen sind in diesen Bereichen zulässig, ebenso Unterbrechungen für notwendige

Zufahrten oder ähnliche betriebs- oder versorgungstechnische Anlagen wie z.B. Trafostationen.
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2.14 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässer (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

2.14.1 Pflanzbindung Einzelbaum

Die vorhandenen und im Plan gekennzeichneten Einzelbäume sind zu erhalten, zu pflegen und bei natürli-

chem Abgang an vergleichbarer Stelle durch Baumpflanzungen gemäß Pflanzenliste zu ersetzen. Der Schutz

der Gehölze vor, während und nach der Bauphase ist sicherzustellen.

2.14.2 Pflanzbindung Feldgehölz, Feldhecke / Streuobst

Die vorhandenen und im Plan gekennzeichneten Gehölzstrukturen und Streuobstwiesen sind zu erhalten, zu

pflegen und bei natürlichem Abgang an vergleichbarer Stelle durch Gehölzpflanzungen gemäß Pflanzenliste

zu ersetzen. Der Schutz der Gehölze vor, während und nach der Bauphase ist sicherzustellen.

2.15 Pflanzenliste 

Die festgesetzten Pflanzgebote sind spätestens eine Vegetationsperiode nach Fertigstellung der jeweiligen

Bebauung herzustellen.

Die festgesetzten Pflanzgebotsflächen sind dauernd zu unterhalten, zu pflegen und bei Bedarf zu ersetzen.

Die Pflanzenliste gibt Empfehlungen zur Verwendung von standorttypischen Gehölzen, sie besitzt aber nicht

den Charakter der Ausschließlichkeit.

Pflanzliste 1: Pflanzgebot großkronige Laubbäume, öffentlich und privat

Qualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Ballen, StU 16-18 cm
Acer pseudoplatanus Bergahorn Acer platanoides Spitzahorn

Carpinus betulus Hainbuche Tilia cordata Winterlinde

Prunus avium Vogelkirsche Sorbus aria Mehlbeere

sowie züchterisch bearbeitete Sorten der o.g. Arten, die für die Verwendung im Straßenraum von besonderer
Eignung sind (vgl. auch Straßenbaumliste der GALK , www.galk.de).

Pflanzliste 2: Pflanzgebot hochstämmige Obstbäume, öffentlich und privat

Qualität: Hochstamm, 2 x verpflanzt, ohne Ballen, StU 8-10 cm 

Zulässig sind alle hochstämmigen, ortsüblichen und bewährten Sorten des Streuobstbaus, die keiner beson-

deren Pflege bedürfen, sowie zusätzliche Wildobstbäume wie Speierling, Elsbeere, Holzapfel.

Pflanzliste 3: Pflanzgebot Wildhecken- und Sichtschutzpflanzung, öffentlich und privat

Heister - Qualität: 2 x verpflanzt, Höhe 250-300 cm, mit Ballen
Acer campestre Feldahorn Prunus avium Vogelkirsche

Sorbus aucuparia Eberesche Sorbus torminalis Elsbeere

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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Sträucher - Qualität: 2 x verpflanzt, Höhe 60-100 cm, ohne Ballen
Corylus avellana Haselnuss Crataegus monogyna eingr. Weißdorn

Cornus sanguinea Roter Hartriegel Franglua alnus Faulbaum

Ligustrum vulgare Liguster Lonicera xylosteum Heckenkirsche

Prunus spinosa Schlehe Rosa rubiginosa Heckenrose

Rhamnus catharticus Kreuzdorn Sambucus racemosa Traubenholunder

Viburnum lantana wolliger Schneeball
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3. HINWEISE

3.1 Oberboden und Erdarbeiten

Der humose Oberboden ist getrennt abzutragen, sorgfältig zu sichern und möglichst vollständig auf dem

Grundstück wieder zu verwenden.  Dies gilt  auch für  Baustellenzufahrten, Baulagerflächen und sonstige

temporäre Einrichtungen.

Die Erdarbeiten sind möglichst im Massenausgleich durchzuführen. Auf die Verpflichtung zum schonenden

Umgang mit dem Naturgut Boden gemäß § 1a Abs.1 BauGB wird hingewiesen.

3.2 Untergrundverunreinigungen, Altlasten und Abfallbeseitigung

Bekannte, vermutete, sowie gefundene Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Men-

schen, bedeutende Sachwerte oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlos-

sen werden können, sind der unteren Bodenschutzbehörde zu melden.

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und einer Verwertung

zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden. Es wird besonders auf die mögliche Bodengefährdung durch Far-

ben,  Lacke,  Verdünnungsmittel,  Holzschutzmittel,  Mörtelverfestiger,  Wasserschutzanstriche  und  andere

Bauchemikalien verwiesen. Beim Umgang mit diesen Stoffen ist besondere Sorgfalt geboten. Sie dürfen auf

keinen Fall in den Boden gelangen. Leere Behälter und Reste sind ordnungsgemäß zu entsorgen. 

3.3 Geologie, Geotechnik und Baugrund 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten am Ausstrichbereich von

Festgesteinen der Trochitenkalk-Formation, der Karlstadt-Formation und des mittleren Muschelkalks.

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, einem

oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des toni-

gen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungs-

verhalten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bau-

technischen Erschwernissen führen.  Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein und ist zu

rechnen.

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschlie-

ßen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig

sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entspre-

chenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der

Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errichtung techni-

scher  Versickerungsanlagen (z.  B.  Sickerschächte,  Sickerbecken,  Mulden-Rigolen-Systeme zur  Versicke-

rung) Abstand genommen werden.
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Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum ge-

nauen Baugrundaufbau,  zu Bodenkennwerten, zur Wahl  und Tragfähigkeit  des Gründungshorizonts,  zum

Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen

bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw.

DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.

Hinsichtlich der Nutzung von Erdwärme gelten die Regelungen im „Leitfaden zur Nutzung von Erdwärme mit

Erdwärmesonden“ des Umweltministeriums. Weitergehende Hinweise enthält das Informationssystem für

Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg (ISONG), das bereits für weite Bereiche der Landes-

fläche zur Verfügung steht (www.lgrf.uni-freiburg.de).

Bohrungen sind bei der unteren Verwaltungsbehörde - Umweltschutzamt – rechtzeitig vor Ausführung anzu-

zeigen (Anzeigepflicht - Bohranzeige). Neben der genannten Anzeige ist beim Amt für Wasser- und Boden-

schutz ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis für die Erdwärmesonden zu stellen. Die Erdwärmesonden

dürfen erst nach Erteilung und entsprechend den Vorgaben dieser Erlaubnis ausgeführt werden. 

Das Bohren sowie der Einbau von Erdwärmesonden haben durch ein hierfür eigens zertifiziertes Unterneh-

men zu erfolgen. Die Zertifizierung ist anlässlich der Bohranzeige der Unteren Verwaltungsbehörde nachzu-

weisen.

Zur Vermeidung einer hydraulischen Verbindung zwischen verschiedenen Grundwasserstockwerken ist der

Ringraum der Erdwärmesonde zwingend mit  einer  durchgehenden sowie frost-  und tauwechselsicheren

Ringraumabdichtung zu verfüllen.

3.4 Grundwasserschutz

Das Eindringen von gefährlichen Stoffen in das Erdreich ist zu verhindern. Zum Schutz des Grundwassers

vor wassergefährdenden Stoffen – auch im Zuge von Bauarbeiten – sind die erforderlichen Schutzvorkehrun-

gen gegen eine Verunreinigung bzw. nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften zu treffen. Ggf. sind die

Regelungen der AwSV (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) zum Um-

gang mit bzw. zur Lagerung von wassergefährdenden Stoffen zu beachten.

Sollte im Zuge von Bauarbeiten Grundwasser erschlossen werden (wassergesättigter Bereich), so ist dieser

Aufschluss nach Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit dem Wassergesetz für Baden-Württemberg un-

verzüglich beim Landratsamt anzuzeigen.

Wasserhaltungen während der  Bauzeit  (Grundwasserabsenkung)  und das Einbringen von  Stoffen  in  den

Grundwasserbereich (z. B. Fundamente, Kellergeschoss, Leitungen, ... ) bedürfen einer wasserrechtlichen

Erlaubnis, die bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen ist.
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Unterhalb des höchsten Grundwasserspiegels sind Drainagen zur dauerhaften Regulierung des Grundwas-

sers mit dauernder Ableitung/Absenkung des Grundwassers im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes nicht

zulässig.

Bauwerksteile  im  Grundwasser-  und  Grundwasserschwankungsbereich  sind  druckwasserdicht  nach  der

entsprechenden DIN oder als sog. „weiße Wanne“ auszuführen.

Kanal- und Leitungsgräben unterhalb des Grundwasserspiegels sind so mit Sperrriegeln zu versehen, dass

über die Gräben kein Grundwasser abgeführt wird.

3.5 Löschwasserversorgung

Die geforderte Löschwassermenge muss innerhalb eines Löschbereiches von maximal 300 Meter um die

Objekte sichergestellt werden. Geeignete Entnahmestellen (z.B. Hydranten) müssen in einer Entfernung von

höchstens 80 Meter zu Gebäuden vorhanden sein. Entnahmestellen sind mindestens einmal im Jahr, mög-

lichst vor Beginn des Winters, zu überprüfen und zu warten.

Der Netzdruck darf bei der Löschwasserentnahme an keiner Stelle des Netzes unter 1,5 bar abfallen. Bei

der Verwendung von Überflurhydranten ist die DIN 3222 zu beachten. Gleiches gilt bei der Verwendung von

Unterflurhydranten, dort gilt DIN 3221. Hydranten und Wasserentnahmestellen anderer Art sind mit Hin-

weisschildern nach DIN 4066 zu kennzeichnen.

Es sind Zufahrtsmöglichkeiten für Lösch- und Rettungsfahrzeuge bzw. Zu- und / oder Durchgänge für die

Feuerwehr zu den Gebäuden zu berücksichtigen.

3.6 Beseitigung von Niederschlagswasser

Gemäß des Wasserhaushaltsgesetzes gilt das Gebot der dezentralen Beseitigung von Niederschlagswasser. 

Der Nachweis über die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung ist  im Zuge des Entwässerungsgenehmi-

gungsverfahrens zu erbringen.

3.7 Vermessungs- und Grenzzeichen

Vermessungs- und Grenzzeichen sind für die Dauer der Bauausführung zu schützen und, soweit erforder-

lich, unter den notwendigen Schutzvorkehrungen zugänglich zu halten. Die Sicherung gefährdeter Vermes-

sungszeichen ist vor Beginn beim Vermessungsamt zu beantragen.

3.8 Einbauten (Rückenstützen der Straßenverkehrsflächen, Straßenschilder etc.) auf privaten 
Grundstücksflächen

Auf Grund der örtlichen Verhältnisse kann es erforderlich sein, dass zur Herstellung der Straßenverkehrs-

flächen während der Bauphase vorübergehend in die Randbereiche der angrenzenden Privatgrundstücke

eingegriffen werden muss.
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Haltevorrichtungen sowie Leitungen für die Straßenbeleuchtung einschließlich Beleuchtungskörper und Zu-

behör sowie Kennzeichen- und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen befinden sich aus verschiedenen

Gründen sinnvollerweise zum Teil neben der Straßenverkehrsfläche auf den privaten Grundstücken. Zudem

werden zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen zum Teil Böschungen, Stützmauern und Hinterbe-

tonstützen für die Straßenrandeinfassung auf den angrenzenden Privatgrundstücken notwendig.

Die Gemeinde wird notwendige Einbauten frühzeitig mit den betroffenen Grundstückseigentümern erörtern

und notwendige Einbauten über z. B. Grunddienstbarkeiten sichern.

3.9 Denkmalschutz

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt wer-

den, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Ar-

chäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mau-

erreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach

der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Ver-

kürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewie-

sen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leer-

zeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.

3.10 Bodenschutz

Bodenschutz: Die Gesichtspunkte des Bodenschutzes sind bei der Planung und Umsetzung insbesondere zu

beachten: 

• sparsamer und schonender Umgang mit Boden

• Minimierung der Bodenverdichtung und Belastung separate Behandlung von Mutterboden

• Schutz des kulturfähigen Unterbodens durch Wiedereinbau, Rekultivierung oder Geländemodellie-
rung im Plangebiet

• wasserdurchlässige Beläge bei Park-, Stellplatz- oder Hofflächen, die nicht durch Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen oder betrieblichen Verkehr verunreinigt werden können.

Der bei den Erschließungs- und Baumaßnahmen anfallende Bauaushub ist soweit als möglich an geeigneten

Stellen innerhalb des Plangebietes durch Geländemodellierung bzw. Massenausgleich einer Wiederverwen-

dung zuzuführen.

3.10.1 Natur und Landschaft

Es wird empfohlen, das LUBW-Hinweispapier „Moderne Unternehmen im Einklang mit der Natur“, für dieses

Bauvorhaben, zu berücksichtigen.
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3.11 Baumpflanzungen
Leitungstrassen sind grundsätzlich von Baumpflanzungen freizuhalten.  Maßgebend für den Abstand zwi-

schen Baum und Leitung ist das Regelwerk des DVGW, Technische Mitteilung GW 125 „Baumpflanzungen im

Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen.“ Dieses schreibt einen Abstand von 2,5 m vor.

3.12 Glasfassaden

Größere Glasfassaden sind zu vermeiden oder durch entsprechende Schutzmaßnahmen vor Vogelschlag ab-

zusichern. Es wird auf die Broschüre „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ der Schweizer Vogelwar-

te (www.vogelwarte.ch/de) verwiesen.

3.13 Ver- und Entsorgungsleitungen im Bereich der Bundesstraße 28a 

Zum Bau von Ver- bzw. Entsorgungsleitungen im Bereich der Grundstücksfläche der Bundesstraße 28a

sind die, nach den Vorgaben zum Bundesfernstraßengesetz, erforderlichen Benutzungsrechte rechtzeitig

vor Baubeginn beim Straßenbauamt des Landratsamtes Freudenstadt zu beantragen. Nach Möglichkeit

ist eine erforderliche Unterquerung der Bundesstraße 28a in grabenloser/geschlossener Bauweise

auszuführen.

3.13.1 Ableitung von Oberflächenwasser

Durch geeignete Maßnahmen ist  sicher zu stellen, dass kein zusätzliches Oberflächenwasser in die Entwäs-

serungssysteme der B 28 eingeleitet wird.
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Es wird bestätigt, dass der Inhalt mit den hierzu ergangenen 
Beschlüssen des Gemeinderats übereinstimmt.

Ausgefertigt Gemeinde Schopfloch, den 10.01.2023

……………………………………………………………..

Thomas Staubitzer (Bürgermeister)

Hohenzollernweg 1
72186 Empfingen

07485/9769-0
info@gf-kom.de

Fassungen im Verfahren:

Fassung vom 18.10.2022

Bearbeiter:

Thomas Grözinger
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